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Einleitung und Gang der Untersuchung 

Privatisierung hat Konjunktur. Nachdem der staatliche Aufgabenbestand im 
Laufe der Jahrzehnte stetig angewachsen ist, der "Nachtwächterstaat" des 19 . 

. Jahrhunderts sich immer mehr zum allzuständigen Dienstleistungsunternehmen 
filr Aufträge aller Art gewandelt hat, scheint das Pendel zum Ausgang unseres 
Jahrhunderts wieder zurückzuschlagen. Die Privatisierungen bei Post und Bahn 
sind nur die symbolträchtigsten und in der Öffentlichkeit am meisten registrier-
ten Erscheinungsformen einer Entwicklung, die auf sehr viel breiterer Front 
darangeht, den Umfang der Staatstätigkeit zu vermindern. Aus der Beobach-
tung heraus, daß das quantitative Wachstum der Staatsaufgaben oftmals mit ei-
ner qualitativen Effektivitätsminderung der staatlichen Aufgabenerfilllung ein-
hergegangen ist und in Teilbereichen schon jetzt die Grenze der staatlichen 
Leistungsfllhigkeit erreicht scheint, geht der Trend zu einer Beschränkung des 
Aufgabenwildwuchses. Die Losung heißt: Zurückverlagerung der Tätigkeiten 
vom Staat auf die Gesellschaft, vom öffentlichen Funktionsträger zum Privaten, 
oder in der Version eines griffigen Slogans: "Mehr Markt- weniger Staat". Ge-
schichtliche Erfahrungen stehen bei diesen Überlegungen Pate. Das langjährig 
erfolgreiche Modell der Marktwirtschaft - bei dem man freilich nicht vergessen 
sollte, daß es seinen Erfolg auch und gerade der Koppelung mit dem Attribut 
"sozial" verdankt - und die jüngsten Erfahrungen mit dem Versagen der staats-
sozialistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung stützen die Vermutung, 
daß Eigenverantwortlichkeit und Eigeninitiative des Einzelnen das Gemein-
wohl mitunter stärker zu befördern vermögen als staatliches Reglement. Dabei 
kann freilich die Kontroll- und Ausgleichsfunktion des Staates gegenüber dem 
freien Walten der gesellschaftlichen Kräfte nicht völlig aufgehoben werden, 
und genau an dieser Stelle befindet sich die Hauptkampflinie in der derzeitigen 
Privatisierungsdiskussion: wieviel Privatisierung ist möglich und wünschens-
wert, um die geforderte Staatsentlastung und Marktförderung zu bewirken, und 
wieviel Staat ist nötig, um eventuelle Fehlentwicklungen auffangen und korri-
gieren zu können? Gerade in der Frage dieser Wünschbarkeiten klaffen die ver-
schiedenen politischen, ökonomischen und soziologischen Vorstellungen so 
weit auseinander, daß eine Fortsetzung der intensiven Debatte über Privatisie-
rungen bis aufweiteres gesichert erscheint. 

Erfreut sich das Thema also in neuerer Zeit auch besonderer Aktual~tät, so 
ist die Privatisierung staatlicher Aufgaben doch kein völliges Novum. Vielmehr 
existieren schon seit längerem in den verschiedensten Bereichen Regelungen, 
die eine Beteiligung Privater an der Erftillung staatlicher Aufgaben oder doch 
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zumindest deren Durchfiihrung in privatrechtliehen Rechtsformen zum Gegen-
stand haben. Das betriffi in erster Linie die sogenannte Leistungsverwaltung, 
und dort vor allem den kommunalen Bereich. Wo es um die Erbringung von 
Leistungen der Daseinsvorsorge geht, wie um Wasser- und Elektrizitätsversor-
gung, Abfall- und Abwasserbeseitigung, oder wo die Kommunen kulturelle, 
sportliche oder soziale Einrichtungen zur VerfUgung stellen, sind privatrechtli-
ehe Organisationsformen sowie auch die Einschaltung privater Dritter in den 
jeweiligen Leistungsvorgang anerkannt und in mannigfaltiger Art und Weise 
üblich. Die Privatisierung von Verwaltungsaufgaben als realer Vorgang hat 
dort einen festen Standort. Auf Bundesebene gehören auch die jüngst durchge-
fiihrten Privatisierungen bei Post und Bahn in diesen Zusammenhang. Hinge-
gen ist im Bereich der klassischerweise vom Ordnungsrecht bestimmten EiD-
griffsverwaltung die Mitwirkung Privater an der hoheitlichen Aufgabenerfiil-
lung vom Grundsatz her eine Ausnahmeerscheinung. Sehr viel stärker als im 
Leistungssektor wird dort die Erfiillung staatlicher Aufgaben noch ausschließ-
lich durch "staatseigene" Kräfte in den typischen Handlungsformen der staatli-
chen Verwaltung durchgefilhrt. Jedoch existieren auch insoweit schon Ansätze 
zu einer Einbindung privater Funktionsträger in die staatliche Tätigkeit, wie 
sich etwa an den Rechtsfiguren des Beliehenen und des Verwaltungshelfers 
ablesen läßt. Geht es also um die Frage, inwieweit staatliche Aufgaben von Pri-
vaten wahrgenommen werden können, so müssen letztlich alle Bereiche des öf-
fentlichen Lebens in die Betrachtung mit einbezogen werden. 

Dieser generelle Befund gilt filr das Umweltrecht in gleicher Weise. Die 
Privatisierungsdiskussion ist auch dort in vollem Gange, wobei die Besonder-
heit besteht, daß das Kooperationsprinzip, also das Zusammenwirken staatli-
cher und privater Umweltschutzbemühungen, längst als eine der tragenden 
Säulen des deutschen Umweltrechts anerkannt ist. Privatisierung heißt daher 
auch, dieses Kooperationsverhältnis immer wieder neu zu bestimmen und neue 
Akzente im Verhältnis der beiden komplementären Bereiche zu setzen. Das 
betriffi vor allem die Relation zwischen den staatlichen Umweltschutzbehörden 
und der privaten Wirtschaft, wo der Topos der Eigenverantwortlichkeit der In-
dustrie filr die umweltschutzrechtlichen Belange neuerdings wieder verstärkte 
Aufmerksamkeit genießt. Fragen des innerbetrieblichen Umweltschutzes und 
des Managements sind in letzter Zeit mehrfach Gegenstand gesetzlicher Rege-
lungen und intensiver wissenschaftlicher Auseinandersetzungen gewesen. Die 
Einfilhrung des § 52 a BimSchG im Jahre 1990, der die Schaffung einer um-
weltschutzsichemden Betriebsorganisation voraussetzt, sowie die 1993 erlasse-
ne Umwelt-Audit-Verordnung der Europäischen Union, die die freiwillige 
Teilnahme von Unternehmen an einem Auditing- und Controlling-System vor-
sieht, welches insbesondere den Aufbau eines innerbetrieblichen Umweltma-
nagements zum Gegenstand hat, sind deutlicher Ausdruck dieser neuen 
Schwerpunkte. 
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Daneben speist sich die Refonndiskussion im Umweltrecht (und nicht nur 
dort) aus einer zweiten Quelle: dem Ziel der Deregulierung. Mit der staatlichen 
Aufgabenvennehrung ist auch ein Anstieg der Nonnendichte einhergegangen. 
Die positivistische deutsche Rechtstradition, die in ihren extremsten Ausprä-
gungen dazu neigt, möglichst jede denkbare Fallkonstellation nonnativ zu re-
gulieren, hat mittlerweile dazu gefiihrt, daß in komplizierten Rechtsbereichen, 
wie etwa dem Umweltrecht, die schiere Masse der zu beachtenden Vorschriften 
zum Problem geworden ist. Die Wirtschaft beklagt, zu lange Genehmigungs-
verfahren und ein unüberschaubares Nonnengeflecht bewirkten eine Ab-
schnürung unternehmerischer Initiative und beschädigten den "Standort 
Deutschland". Beschleunigungs- und Vereinfachungsvorschläge gehören daher 
ebenfalls zum Standardrepertoire jeder Debatte zur Umweltgesetzgebung, und 
regelmäßig wird im Zusammenhang mit alternativen Möglichkeiten des Um-
weltschutzes die Bedeutung der privaten Eigenverantwortung anstelle bürokra-
tischer Bevonnundung propagiert. Weitergehende Vorschläge fiir strafrechtli-
che, steuer- und wirtschaftspolitische Anreicherungen des umweltschutzrechtli-
chen Instrumentariums runden das Bild der laufenden Diskussion ab. Die 
Auswirkungen dieser Neuorientierung des Umweltschutzes in Richtung auf ein 
ganzheitliches, medienübergreifendes, aus Elementen direkter wie indirekter 
Steuerung bestehendes System umweltschützender Regelungen sind noch nicht 
recht abzusehen; vieles ist noch im Fluß. Eines aber scheint sicher: auch und 
gerade im Umweltrecht werden zukünftig neue Mechanismen privater Funktio-
nalität zu den Instrumenten des traditionellen Rechts hinzutreten und sie teil-
weise ablösen, teilweise ergänzen. 

Es sollte jedoch im Schwunge der engagiert gefiihrten, wenngleich weitge-
hend (noch) rechtspolitischen Diskussion über die alternativen Steuerungs-
möglichkeiten nicht übersehen werden, daß bereits das geltende Recht über 
vielfaltige Möglichkeiten verfUgt, private Verantwortung fiir die Umwelt in 
Anspruch zu nehmen und private Kapazitäten fiir die Zwecke des Umwelt-
schutzes nutzbar zu machen. Die bereits genannten Aufgabenfelder der Abfall-
entsorgung und der Abwasserbeseitigung bieten hierfilr AnschauungsmateriaL 
Bei ihnen handelt es sich um Teilgebiete des Umweltrechts, die gleichzeitig 
unter die Leistungsverwaltung gerechnet werden können, und bei denen dem-
gemäß die Privatisierungstendenzen schon relativ weit fortgeschritten sind. Die 
Einrichtung des "Dualen Systems Deutschland" (DSD, besser bekannt unter 
der Bezeichnung des Umwelt-Logos "Grüner Punkt"), eines eigenständigen 
Entsorgungssystems fiir diejenigen Abfalle, deren Entsorgung nach der Ver-
packungsverordnung der Privatwirtschaft obliegt, markiert einen vorläufigen 
Höhepunkt in diesem Sektor. Gleichzeitig haben sich dort allerdings auch 
deutlich die Grenzen derartiger Steuerungsmöglichkeiten gezeigt. 

Demgegenüber sind die privaten Tätigkeiten und Funktionen im ordnungs-
rechtlichen Umweltrecht bislang eher im Hintergrund geblieben und auch 
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